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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/ 1 _ 68070 — 5748/66 


Bonn, den 5. August 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Verkehrs-/Sozialpolitik in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über bestimmte Sozialvor- 
schriften im Straßenverkehr. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 27. Juli 1966 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für die Angelegenheiten 
des Bundesverteidigungsrates 

Krone 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über bestimmte Sozialvorschriften im Straßenverkehr 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf Artikel 75, 

gestützt auf die Entscheidung des Rats vom 
13. Mai 1965 *) über die Harmonisierung bestimmter 
Vorschriften, die den Wettbewerb im Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehr beeinflussen, ins- 
besondere auf die Artikel 10, 11, 12 und 13, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Entscheidung des Rats vom 13. Mai 1965 sieht 
folgendes vor: 

Die Angleichung der spezifischen Vorschriften 
über die Arbeitsbedingungen im Verkehr auf dem 
Wege des Fortschritts, die Vereinheitlichung der 
Vorschriften über die Zusammensetzung des Fahr- 
personals, die Harmonisierung der Vorschriften 
über die Arbeits- und Ruhezeit und der Überstun- 
denregelungen sowie die Einführung eines Heftes, 
das im Einzelfall die Überwachung der Einhaltung 
der Arbeitszeitvorschriften ermöglicht; 

Die obengenannten Maßnahmen aus sozialem Ge- 
biet sind für den Straßenverkehr besonders drin- 
gend; 

Im Zuge der durch die obengenannte Entschei- 
dung vorgesehenen fortschreitenden Harmonisie- 
rung ist es erforderlich, vordringlich Vorschriften 
über die Zusammensetzung des Fahrpersonals, die 
Lenkungszeiten, die tägliche Ruhezeit und die 
Überwachung zu erlassen; die hinsichtlich der Zu- 
sammensetzung des Fahrpersonals zu erlassenden 
Vorschriften erfordern außerdem die Harmonisie- 
rung bestimmter Bedingungen bezüglich der Aus- 
übung der betreffenden Tätigkeiten; 

Bei der Harmonisierung der Bestimmungen, die 
den Wettbewerb innerhalb eines Verkehrsträgers 
beeinflussen, müssen die Erfordernisse berücksich- 
tigt werden, die sich aus der vorgesehenen Annähe- 
rung zwischen drei Verkehrsträgern ergeben; 

Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
muß diese Verordnung einheitlich sowohl auf Be- 
förderungen mittels der in einem Mitgliedstaat zu- 
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gelassenen Fahrzeuge als auch auf Beförderungen 
mittels der in einem Drittland zugelassenen Fahr- 
zeuge, die auf dem Hoheitsgebiet eines Mitglied- 
staates verkehren, angewandt werden; 

Aus Gründen des Wettbewerbs und der Verkehrs- 
sicherheit sowie aus sozialen Gründen ist es ferner 
angebracht, Verhandlungen mit Drittländern aufzu- 
nehmen, damit auf Beförderungen nach oder aus 
einem Mitgliedstaat für die auf dem Hoheitsgebiet 
der Drittländer zurückgelegte Beförderungsteil- 
strecke mit den Bestimmungen dieser Verordnungen 
gleichwertige Vorschriften zur Anwendung gebracht 
werden, unabhängig davon, ob das benutzte Fahr- 
zeug in einem Mitgliedstaat oder einem Drittland 
zugelassen ist; 

Vom Anwendungsbereich dieser Verordnung kön- 
nen bestimmte Beförderungen ausgenommen wer- 
den, entweder weil sie keine Auswirkung auf die 
Wettbewerbslage haben oder weil diese Auswir- 
kung keine Gemeinschaftsmaßnahme rechtfertigt 
oder weil sie Sondermaßnahmen erfordern; 

Was die Ausübung der genannten Tätigkeiten be- 
trifft, so ist es aus Gründen der Verkehrssicherheit 
und des Wettbewerbs sowie aus sozialen Gründen 
erforderlich, unter Berücksichtigung der Berufsaus- 
bildung und je nachdem, ob es sich um Fahrer der 
verschiedenen Güterverkehrsarten oder um Fahrer 
im Personenverkehr, um Beifahrer oder Schaffner 
handelt, für den Zugang zu jedem Beruf das Min- 
destalter festzulegen; 

Es ist jedoch zweckmäßig, die Forderungen hin- 
sichtlich des Mindestalters für den Zugang zum Be- 
ruf durch eine Übergangsbestimmung zu ergänzen, 
da einerseits bestimmte einzelstaatliche Vorschriften 
ein niedrigeres Mindestalter vorsehen und anderer- 
seits die heutige Lage des Arbeitsmarktes und die 
daraus erwachsenden Schwierigkeiten bei Neuein- 
stellungen dies erfordern; 

Andererseits ist zu fordern, daß die Fahrer einen 
Führerschein besitzen, zu dessen Ausstellung be- 
stimmte Bedingungen hinsichtlich der körperlichen 
und beruflichen Tauglichkeit erfüllt sein müssen; 
die Mitgliedstaaten haben geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen, um den Fahrern, die als untauglich zum 
Lenken eines Fahrzeugs erklärt wurden, insbeson- 
dere durch Förderung ihrer Wiederverwendung und 
Umschulung die Stabilität ihre Einkommens zu ge- 
währleisten; 

Aus Gründen der Verkehrssicherheit und des 
Wettbewerbs sowie aus sozialen Gründen ist vorzu- 
schreiben, daß sich das Fahrpersonal bestimmter 
Fahrzeuge aus zwei Fahrern zusammensetzen muß, 
wobei dafür Sorge zu tragen ist, daß sich die wirt- 
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schaftlichen Auswirkungen einer derartigen Auflage 
innerhalb bestimmter Grenzen halten; 

Den Arbeitgebern muß die Erstattung derjenigen 
Kosten zur Auflage gemacht werden, die den Mit- 
gliedern des Fahrpersonals infolge einer von ihrem 
Willen unabhängigen Unterbrechung der Fahrt ent- 
standen sind; 

Hinsichtlich der Lenkungszeit ist es zweckmäßig, 
die ununterbrochene Dauer zu beschränken und 
Grenzwerte für die Gesamtdauer zwischen zwei auf- 
einanderfolgenden täglichen Ruhezeiten sowie je 
Woche und je Doppelwoche vorzuschreiben und 
festzulegen, wobei aus Sicherheitsgründen zwischen 
Güterverkehr und Personenverkehr zu unterschei- 
den ist; 

Für die Ruhezeiten sind die Mindestdauer und die 
weiteren Bedingungen für die tägliche Ruhezeit der 
Mitglieder des Fahrpersonals festzulegen; 

Es muß die Möglichkeit zugelassen werden, in 
Einzelfällen von höherer Gewalt oder unvorherge- 
sehenen Ereignissen während der Fahrt von dieser 
Verordnung abzuweichen. Andererseits ist für die 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit vorzusehen, vor- 
übergehende Schutzmaßnahmen zu ergreifen, die 
durch Notfälle gerechtfertigt sind. Es empfiehlt sich, 
zu diesem Zweck ein Kontrollverfahren der Gemein- 
schaft vorzusehen; 

Es ist zweckmäßig, die Einhaltung der Bestimmun- 
gen dieser Verordnung zu kontrollieren; 

Bei dem persönlichen Kontrollheft sind nicht nur 
die Angaben, die es enthalten soll, genau festzulegen, 
sondern auch die Bestimmungen für seinen Besitz, 
seine Vorlage, seine Führung und seine Aufbewah- 
rung. Hierbei müssen die gegenwärtigen Gepflogen- 
heiten auf nationalem und internationalem Gebiet 
und in den Bereichen, in denen eine spätere Ge- 
meinschaftsregelung für die Arbeitsbedingungen 
Platz greifen wird, berücksichtigt werden; 

Das persönliche Kontrollheft kann für die Mit- 
glieder des Fahrpersonals eines Fahrzeugs im Li- 
nienverkehr durch deren Verpflichtung ersetzt wer- 
den, den Arbeitszeitplan und das Arbeitsverzeichnis 
des Unternehmens mitzuführen. Das Arbeitsver- 
zeichnis muß ähnliche Angaben enthalten, wie sie 
für das persönliche Kontrollheft erforderlich sind; 

Das persönliche Kontrollheft ermöglicht keine voll 
wirksame Kontrolle der Bestimmungen für die Len- 
kungs- und Ruhezeiten, weil keine Angabe selbst- 
tätig aufgenommen wird; 

Die derzeitig im Verkehr befindlichen mechani- 
schen Kontrollmittel ermöglichen die selbsttätige 
Aufnahme bestimmter Angaben auf diesem Gebiet, 
ohne jedoch für sich allein ein ausreichendes Kon- 
trollmittel zu sein, weil sie nicht in allen Fällen, vor 
allem bei einem Fahrpersonal von zwei Personen, 
die individuelle Kontrolle des Fahrers und der Mit- 
glieder des Fahrpersonals ermöglichen; 

Daher sind die technischen Merkmale sowie die 
Einzelheiten der Verwendung eines wirksamen me- 
chanischen Kontrollmittels festzulegen, das an die 
Stelle des persönlichen Kontrollbuches treten soll; 


I Um die Einhaltung dieser Verordnung zu gewähr- 
I leisten, sind Strafen vorzusehen. Die Mitgliedstaaten 
beschließen diese Strafen zweckmäßigerweise erst 
nach Anhörung der Kommission, um Uneinheitlich- 
keiten zu vermeiden, durch die die Wettbewerbs- 
bedingungen verzerrt werden könnten. Auch ist es 
angebracht, daß über die auf dem Gebiet jedes Mit- 
gliedstaats festgestellten Verstöße in festgelegter 
Zeitfolge Berichte erstellt und weitergeleitet wer- 
den — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


ABSCHNITT I 

Definitionen 


Artikel 1 

Im Sinne dieser Verordnung bedeutet: 

1 . „ Straßenverkehr" : 

jede Fortbewegung eines zur Personen- oder Gü- 
terbeförderung benutzten leeren oder beladenen 
Fahrzeugs auf der Straße; 

2. „Fahrzeuge": 

Kraftwagen und Zugmaschinen, gegebenenfalls 
zusammen mit Anhängern oder Sattelanhängern, 
gemäß nachstehenden Definitionen: 

a) „ Kraftfahrzeug " : 

mit Ausnahme der Schienenfahrzeuge jedes 
Fahrzeug mit mechanischer Antriebsvorrich- 
tung, das mit eigenem Antrieb auf der Straße 
verkehrt und normalerweise zur Personen- 
oder Güterbeförderung dient; 

b) „Zugmaschine": 

mit Ausnahme der Schienenfahrzeuge jedes 
Fahrzeug mit mechanischer Antriebsvorrich- 
tung, das mit eigenem Antrieb auf der Straße 
verkehrt und das besonders dazu ausgestattet 
ist, um Anhänger, Sattelanhänger, Geräte oder 
Maschinen zu ziehen, zu schieben oder anzu- 
treiben; 

c) „Anhänger": 

jedes Fahrzeug, das dazu bestimmt ist, an ein 
Kraftfahrzeug angehängt zu werden; 

d) „Sattelanhänger": 

ein Anhänger ohne Vorderachse, der so ange- 
hängt wird, daß ein beträchtlicher Teil seines 
Gewichtes und seiner Ladung vom Zugfahr- 
zeug oder vom Kraftwagen getragen wird. 

3. „Mitglied des Fahrpersonals": 

der Fahrer, der Beifahrer und der Schaffner ge- 
mäß nachstehenden Definitionen: 

a) „Fahrer": 

jede Person, die mit der Lenkung eines Fahr- 
zeugs beauftragt ist; 
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b) „Beifahrer" : 2. 

jede Person, die den Fahrer eines Fahrzeugs 
begleitet, um den Fahrer bei bestimmten Tä- 
tigkeiten zu unterstützen, und die sich ge- ; 
wohnlich an den im Verkehr zu verrichtenden j ^ 
Tätigkeiten beteiligt; 

c) „Schaffner": ; 

jede Person, die den Fahrer eines zur Per- 
sonenbeförderung eingesetzten Fahrzeugs be- 
gleitet, um die Fahrausweise zu verkaufen 
oder zu kontrollieren. 

4. „Woche": 

der zwischen Montag 0 Uhr und Sonntag 24.00 | 
Uhr liegende Zeitraum von 7 Tagen. 


5. „Tägliche Ruhezeit" : 

jeder ununterbrochene Zeitraum von mindestens 
8 Stunden, in dem die Mitglieder des Fahrperso- 
nals frei über ihre Zeit verfügen und sich völlig : 
frei bewegen können. 

6. „Linienverkehr" : 

die Beförderung, die in einer bestimmten Zeit- 
folge und auf einer bestimmten Verkehrsverbin- 
dung durchgeführt wird und bei der Personen 
oder Güter an vorher festgelegten Plaltepunkten 
übernommen oder abgesetzt werden. 

7. „Hochstzulässiges Gesamtgewicht" : j 

das Gewicht des fahrbereiten Fahrzeugs zuzüg- ! 
lieh des von der Behörde des Zulassungslandes j 
des Fahrzeugs genehmigten Gewichts der Ladung. | 


ABSCHNITT II 

Anwendungsbereich 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt für Beförderungen im Stra- 
ßenverkehr mittels der in einem Mitgliedstaat oder 
einem Drittland zugelassenen Fahrzeuge für die in- 
nerhalb der Gemeinschaft zurückgelegte Beförde- 
rungsstrecke oder Beförderungsteilstrecke. 

Artikel 3 

Die Kommission nimmt mit Drittländern Verhand- 
lungen mit dem Ziele auf, Vorschriften, die mit den 
Bestimmungen dieser Verordnung gleichwertig sind, 
auf Beförderungen nach oder aus einem Mitglied- 
staat für die auf dem Hoheitsgebiet der Drittländer 
zurückgelegte Beförderungsstrecke zur Anwendung 
zu bringen, unabhängig davon, ob das benutzte 
Fahrzeug in einem Mitgliedstaat oder einem Dritt- 
land zugelassen ist. 

Artikel 4 

Diese Verordnung findet keine Anwendung auf 
Beförderungen mittels 

1. Fahrzeugen, die zur Personenbeförderung dienen 
und außer dem Sitz des Fahrers weniger als neun 
Sitzplätze haben; 


Fahrzeugen, die zur Güterbeförderung dienen 
und deren höchstzulässiges Gesamtgewicht ein- 
schließlich des Gewichts der Anhänger oder der 
Sattelanhänger 3,5 Tonnen nicht übersteigt; 

Fahrzeugen, die zur Personenbeförderung im Li- 
nienverkehr eingesetzt werden, wenn die Linien- 
länge 50 km und die mittlere Entfernung zwi- 
schen den einzelnen Haltepunkten 3 km nicht 
übersteigt; 

Dienstfahrzeugen der Polizei, der Gendarmerie, 
der Streitkräfte, der Feuerwehr sowie der Was- 
ser-, Gas- und Elektrizitätswerke, der Straßen- 
bauämter, des Telegrafen- und Fernsprechdien- 
stes, der Rundfunk- und Fernsehanstalten; 

5. Fahrzeugen, die zur Beförderung von Rettungs- 
material, von Kranken und Verletzten dienen; 

6. Zugmaschinen, deren zulässige Höchstgeschwin- 
digkeit 30 km/h nicht übersteigt. 


ABSCHNITT III 

Fahrpersonal 


Artikel 5 

1. Das Mindestalter der im Güterverkehr einge- 
setzten Fahrer wird festgesetzt auf: 

a) das vollendete 18. Lebensjahr bei Beförderungen 
mit Fahrzeugen mit einem höchstzulässigen Ge- 
samtgewicht bis zu 7,5 Tonnen einschließlich; 

b) das vollendete 18. Lebensjahr bei Beförderungen 
mit Fahrzeugen mit einem höchstzulässigen Ge- 
samtgewicht von 15 Tonnen oder mit Fahrzeu- 
gen, die mit einem weiteren Fahrer besetzt sind, 
der das 21. Lebensjahr überschritten hat, falls der 
Fahrer einen von einem der Mitgliedstaaten an- 
erkannten Befähigungsnachweis über den erfolg- 
reichen Abschluß eines Ausbildungslehrgangs für 
Fahrer im Straßen-Güterverkehr besitzt. 

Die Kommission legt spätestens zum 31. Dezem- 
ber 1968 das Mindestprogramm dieses Ausbil- 
dungslehrgangs fest; 

c) das vollendete 21. Lebensjahr in den unter a) 
und b) nicht genannten Fällen. 

2. Das Mindestalter der im Personenverkehr einge- 
setzten Fahrer wird auf das vollendete 21. Lebens- 
jahr festgesetzt. 

3. Das Mindestalter der Beifahrer oder Schaffner 
wird auf das vollendete 16. Lebensjahr festgesetzt. 

4. Jeder Mitgliedstaat kann für die auf seinem 
Hoheitsgebiet ansässigen Personen, die bei Inkraft- 
treten dieser Verordnung bereits den erforderlichen 
Führerschein besitzen, die Anwendung der Bestim- 
mungen der Absätze 1, 2 und 3 für die auf seinem 
Hoheitsgebiet durchgeführten Beförderungen aus- 
setzen. 
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Artikel 6 

1. Die im Güter- oder Personenverkehr eingesetz- j 
ten Fahrer müssen einen Führerschein besitzen und ! 
mit sich führen, der von den nationalen Behörden i 
des Mitgliedstaates, auf dessen Gebiet das Fahrzeug i 
eingesetzt ist, für das Lenken eines solchen Fahr- 
zeugs ausgestellt ist oder anerkannt wird. 

2. Vom 1. Januar 1971 an setzt die Ausstellung, 

Verlängerung und Erneuerung des Führerscheins 
durch die nationalen Behörden der Mitgliedstaaten | 
den Besitz einer Tauglichkeitsbescheinigung voraus, j 
die aufgrund einer ärztlichen Untersuchung von : 
einem Vertrauensarzt ausgestellt wird. ! 

i 

3. Die Mitgliedstaaten ergreifen zugunsten der Fah- ! 
rer, die aufgrund der in Absatz 2 vorgesehenen ärzt- i 
liehen Untersuchung als untauglich zum Lenken j 
eines Fahrzeugs erklärt wurden, geeignete Maßnah- 
men entweder durch Förderung ihrer Wiederver- 
wendung und Umschulung oder durch jedes andere 
Mittel, mit dem die Stabilität ihres Einkommens 
sichergestellt werden kann. 

i 

4. Spätestens zum 31. Dezember 1969 legt der Rat 
auf Vorschlag der Kommission folgendes fest: 

a) die zur Erlangung des Führerscheins zu erfüllen- 
den Voraussetzungen sowie die Einzelheiten sei- | 
ner Ausstellung, Verlängerung und Erneuerung j 
durch die Mitgliedstaaten; 

b) die Einzelheiten sowie die Zeitabstände der in 
Absatz 2 genannten ärztlichen Untersuchung; 

c) die erforderlichen Vorschriften zur Durchführung j 
der in Absatz 3 genannten Maßnahmen. 


Artikel 7 

1. Für Beförderungen, bei denen die Fahrstrecke 
zwischen zwei aufeinanderfolgenden Tagesruhepau- 
sen 300 km übersteigt, sind zwei Fahrer erforderlich: 

a) bei jedem Fahrzeug, das sich aus einem Kraft- 
fahrzeug oder einer Zugmaschine und mehr als 
einem Anhänger oder Sattelanhänger zusammen- 
setzt; 

b) bei jedem im Personenverkehr eingesetzten Fahr- 
zeug, das sich aus einem Kraftfahrzeug oder 
einer Zugmaschine und einem Anhänger oder 
Sattelanhänger zusammensetzt, wenn das höchst- 
zulässige Gesamtgewicht dieses Anhängers oder 
dieses Sattelanhängers mehr als 5 t beträgt; 

c) bei jedem im Güterverkehr eingesetzten Fahr- 
zeug, das sich aus einem Kraftfahrzeug oder 
einer Zugmaschine und einem Anhänger oder 
einem Sattelanhänger zusammensetzt, wenn das 
höchstzulässige Gesamtgewicht des Zugfahrzeugs 
mit Anhänger oder Sattelanhänger 20 t über- 
steigt. 

2. Die in Absatz 1 genannte Entfernung wird wäh- 
rend einer mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
beginnenden Übergangszeit von zwei Jahren auf 
400 km festgesetzt. 


Artikel 8 

Wird die Fahrt aufgrund eines vom Willen der 
Mitglieder des Fahrpersonals unabhängigen Ereig- 
nisses unterbrochen, so trägt der Arbeitgeber deren 
Kosten für den Aufenthalt an Ort und Stelle und ggf. 
deren Aufwendungen für die Rückkehr zum Standort 
des Fahrzeugs in Höhe der normalerweise erforder- 
lichen Aufwendungen (Beförderungskosten, Aufent- 
haltskosten, übliche zusätzliche Kosten). 


ABSCHNITT IV 

Lenkungszeiten 


Artikel 9 

1. Die ununterbrochene Lenkungszeit darf vier 
Stunden und dreißig Minuten nicht übersteigen. 

2. Nach Ablauf der in Absatz 1 genannten Zeit ist 
die Lenkungszeit für eine Dauer von mindestens 
dreißig zusammenhängenden Minuten zu unterbre- 
chen. Diese Unterbrechung kann durch zwei Unter- 
brechungen von je zwanzig Minuten oder drei Unter- 
brechungen von je fünfzehn Minuten ersetzt werden, 
die alle innerhalb der in Absatz 1 genannten Len- 
kungszeit liegen können oder von denen ein Teil 
innerhalb dieser Lenkungszeit und ein Teil unmittel- 
bar danach liegen kann. 

3. Während der in Absatz 2 vorgesehenen Unter- 
brechungen darf der Fahrer keine der in Artikel 14 
Absatz 1 Buchstaben c), d) und e) genannten Tätig- 
keiten ausüben. 

4. Befinden sich zwei Fahrer im Fahrzeug, so wird 
den Vorschriften des Absatzes 2 Genüge getan, 
wenn der Fahrer, der die Lenkungszeit unterbricht, 
keine der in Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe d) ge- 
nannten Tätigkeiten ausübt. 


Artikel 10 

1. Die Gesamtlenkungszeit zwischen zwei aufein- 
anderfolgenden Tagesruhepausen, nachstehend „Ta- 
geslenkungszeit" genannt, darf für den Güterver- 
kehr neun Stunden und für den Personenverkehr 
acht Stunden nicht überschreiten. 

2. Abweichend von den Vorschriften in Absatz 1 
darf die Tagcslenkungszeit höchstens zweimal inner- 
halb einer Woche für den Güterverkehr auf zehn 
Stunden und für den Personenverkehr auf neun 
Stunden heraufgesetzt werden. 

3. Unbeschadet der Bestimmungen in Absatz 2 darf 
die Lenkungszeit innerhalb einer Woche für den 
Güterverkehr 54 Stunden und für den Personenver- 
kehr 50 Stunden und innerhalb zweier aufeinander- 
folgender Wochen für den Güterverkehr 90 Stunden 
und für den Personenverkehr 80 Stunden nicht über- 
schreiten. 
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ABSCHNITT V 

Tägliche Ruhezeit 


Artikel 11 

1. a) Jedes Mitglied des Fahrpersonals muß inner- 

halb der letzten 24 Stunden vor dem Zeit- 
punkt, an dem es eine der in Artikel 14 Ab- 
satz 1 Buchstaben c), d) und e) genannten Tä- 
tigkeiten aufnimmt, eine Ruhezeit von minde- 
stens 11 zusammenhängenden Stunden gehabt 
haben. 

b) Die unter a) vorgesehene tägliche Ruhezeit 
darf höchstens zweimal innerhalb einer 
Woche auf 10 zusammenhängende Stunden 
vermindert werden. 

c) Sieht beim Personenverkehr der Zeitplan eine 
Unterbrechung von mindestens 4 zusammen- 
hängenden Stunden oder zwei Unterbrechun- 
gen von mindestens 2 zusammenhängenden 
Stunden vor, so darf die unter a) vorgesehene 
tägliche Ruhezeit zweimal in einer Woche auf 
10 zusammenhängende Stunden und zweimal 
in einer Woche auf 9 zusammenhängende 
Stunden vermindert werden, sofern das Fahr- 
personal während dieser Unterbrechungen 
keine der in Artikel 14 Absatz 1 Buchstaben 
c), d) und e) genannten Tätigkeiten oder eine 
sonstige Berufstätigkeit ausübt. 

d) Die unter b) und c) genannten Einschränkun- 
gen der täglichen Ruhezeit werden innerhalb 
vier Wochen durch eine zusätzliche Ruhezeit 
zu der unter a) vorgesehenen normalen täg- 
lichen Ruhezeit ausgeglichen. 

2. Befinden sich zwei Fahrer im Fahrzeug und ist die- 
ses nicht mit einer Schlafkabine ausgestattet, in der 
sich die nicht-tätigen Mitglieder des Fahrpersonals 
bequem ausstrecken können, so muß jedes Mitglied 
des Fahrpersonals eine ununterbrochene tägliche 
Ruhezeit von mindestens 10 Stunden innerhalb eines 
Zeitraumes von 26 Stunden vor dem Zeitpunkt ge- 
habt haben, an dem es eine der in Artikel 14 Ab- 
satz 1 Buchstaben c), d) und e) genannten Tätigkei- 
ten aufnimmt. 


ABSCHNITT VI 

Abweichungen 

Artikel 12 

1. Vorausgesetzt, daß die Verkehrssicherheit da- 
durch nicht beeinträchtigt wird, kann bei höherer 
Gewalt oder unerwarteten Vorfällen während der 
Fahrt ausnahmsweise von den Artikeln 5, 7, 9, 10 
und 11 dieser Verordnung abgewichen werden, so- 
weit dies erforderlich ist, um die Sicherheit des Fahr- 
zeugs, seiner Reisenden oder seiner Ladung zu ge- 
währleisten und um dem Fahrer zu ermöglichen, 


! einen geeigneten Haltepunkt oder, wenn die Um- 
; stände es gestatten, das Fahrziel zu erreichen. 

j 2. Soweit nach Absatz 1 eine von dieser Verord- 
j nung erfaßte Person gezwungen wurde, eine der 
j Bestimmungen der Artikel 10 oder 11 nicht anzu- 
wenden, werden Überschreitungen der Lenkungszeit 
sowie Einschränkungen der Ruhezeit in kürzester 
Frist, spätestens innerhalb 4 Wochen ausgeglichen. 


Artikel 13 

1. Zur Behebung von Notständen, die den reibungs- 
losen Ablauf der Dienstleistungen zum Wohle der 
Allgemeinheit oder die Versorgung und die Sicher- 
heit der Bevölkerung gefährden, kann jeder Mitglied- 
staat vorübergehende Maßnahmen in Abweichung 
von dieser Verordnung treffen. 

2. Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet hier- 
von die anderen Mitgliedstaaten und die Kommis- 
sion, wenn die Geltungsdauer der in Absatz 1 ge- 
nannten abweichenden Maßnahmen einen Zeitraum 
von 15 Tagen überschreitet. 

Die Kommission kann gegebenenfalls bestimmen, 
daß diese Maßnahmen zu ändern oder aufzuheben 
sind. Die Entscheidung der Kommission ist allen Mit- 
gliedstaaten bekanntzugeben. Sie tritt sofort in 
Kraft. 

3. Befinden sich zwei Fahrer im Fahrzeug und ist 
dieses mit einer Schlafkabine ausgestattet, in der 
sich die nicht-tätigen Mitglieder des Fahrperso- 

| nals bequem ausstrecken können, so muß jedes Mit- 
| glied des Fahrpersonals eine ununterbrochene täg- 
j liehe Ruhezeit von mindestens 8 Stunden innerhalb 
| eines Zeitraumes von 28 Stunden vor dem Zeitpunkt 
gehabt haben, an dem es eine der in Artikel 14 Ab- 
satz 1 Buchstaben c), d) und e) genannten Tätigkei- 
ten aufnimmt. 

4. Die tägliche Ruhezeit muß außerhalb des Fahr- 
zeugs verbracht werden. Ist das Fahrzeug jedoch mit 
einer Schlafkabine ausgestattet, so kann die tägliche 
Ruhezeit bei stillstehendem Fahrzeug in dieser Ka- 
bine verbracht werden. 


ABSCHNITT VII 

Kontrolle und Strafen 

Artikel 14 

Persönliches Kontrollbuch 

1. Die Mitglieder des Fahrpersonals eines Fahr- 
zeugs, das nicht im Linienverkehr eingesetzt ist, 
haben in ein persönliches Kontrollbuch gemäß dem 
Anhang zu diesem Dokument folgende fünf Gruppen 
von Arbeitszeiten einzutragen: 

a) unter dem Zeichen: 

die täglichen Ruhezeiten 
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b) unter dem Zeichen: 

die Arbeitsunterbrechungen von mindestens 15 

Minuten Dauer 

c) unter dem Zeichen: 

die Lenkungszeiten 

d) unter dem Zeichen: 

— die Zeit für den Weg zwischen dem Standort 
des Fahrpersonals und dem Ort, an dem dieses 
das Fahrzeug übernimmt; 

— die für die Vorarbeiten aufgewendete Zeit; 

— die vor, während und nach der Fahrt für Ver- 
waltungsarbeiten aufgewendete Zeit; 

- — die vor, während und nach der Fahrt für In- 
standhaltung, Kontrolle und Reparatur aufge- 
wendete Zeit; 

— die Zeit für Arbeiten in der Garage; 

— die Zeit, die ein oder mehrere Angehörige des 
Fahrpersonals für Be- oder Entladearbeiten 
aufgewendet haben; 

— die für Überwachungsarbeiten (Be- und Ent- 
laden, Reparaturen, Kontrolle, Instandhaltung 
usw.) aufgewendete Zeit; 

— die aufgewendete Wegezeit zwischen dem 
Ort, an dem das Fahrpersonal die Verantwor- 
tung für das Fahrzeug abgibt, und dem Stand- 
ort dieses Fahrpersonats; 

— die für sonstige Arbeiten aufgewendete Zeit. 

e) unter dem Zeichen: 

— die Wartezeit, d. h. die Zeit, in der die Mit- 
glieder des Fahrpersonals nur an ihrem Ar- 
beitsplatz verbleiben müssen, um etwaigen 
Aufforderungen nachzukommen, eine der un- 
ter c) und d) genannten Tätigkeiten auszu- 
führen; 

— die während der Fahrt des Fahrzeugs neben 
dem Fahrer verbrachte Zeit; 

— - die während der Fahrt des Fahrzeugs in einer 
Schlafkabine verbrachte Zeit. 

2. Die Mitglieder des Fahrpersonals haben ein sol- 
ches Buch mit sich zu führen und auf Verlangen den 
zuständigen Kontrollbeamten vorzuweisen. 

3. Jedes Unternehmen hat ein Verzeichnis der per- 
sönlichen Kontrollbücher zu führen. Dieses Verzeich- 
nis muß den Namen der Mitglieder des Fahrperso- 
nals enthalten, denen ein Buch ausgehändigt wurde, 
deren Empfangsbestätigung, die Buchnummer, das 
Ausgabedatum und das Datum des letzten ausge- 
füllten Tageskontrollblattes. Das Verzeichnis ist auf 
Verlangen den Kontrollbeamten vorzulegen. 

4. Das Verkehrsunternehmen hat die abgeschlosse- 
nen persönlichen Kontrollbücher ein Jahr lang auf- 
zubewahren. 

5. Die Mitgliedstaaten sorgen für die Ausgabe die- 
ser Kontrollbücher. 


Artikel 15 

1. Jeder Unternehmer, der einen Linienverkehr be- 
treibt, muß einen Arbeitszeitplan und ein Arbeits- 
verzeichnis aufstellen. 


, 2. Das Arbeitsverzeichnis muß für jedes Mitglied 
| des Fahrpersonals den Namen, das Geburtsdatum, 

; den Standort sowie den vorher festgelegten Zeit- 
j plan für die in Artikel 14 Absatz 1 vorgesehenen 
i fünf Arbeitszeitgruppen angeben. 

! 

3. Das Verzeichnis muß sämtliche in Absatz 2 auf- 
i geführten Angaben mindestens für die laufende so- 
i wie die vorhergehende und die folgende Woche ent- 
halten. 

| 4. Das Verzeichnis muß die Unterschrift des Leiters 
| des Unternehmens oder seines Beauftragten tragen. 

j 5. Jedes Mitglied des Fahrpersonals eines Fahr- 
j zeugs, das im Linienverkehr eingesetzt ist, muß ein 
| Exemplar des Arbeitsverzeichnisses und des Arbeits- 
! Zeitplans mit sich führen. 


Artikel 16 

Spätestens bis zum 31. Dezember 1968 wird der 
Rat auf Vorschlag der Kommission die technischen 
Merkmale eines mechanischen Kontrollgerätes fest- 
legen, das an die Stelle des in Artikel 14 vorgesehe- 
nen persönlichen Kontrollbuches treten soll. Er wird 
gleichzeitig die Einzelheiten der Zulassung, der Ver- 
wendung und der Kontrolle dieses mechanischen 
Gerätes sowie die Dauer und die Einzelheiten der 
Übergangszeit festlegen, die zur Einführung dieses 
Gerätes vorzusehen ist. 


1 Artikel 17 

j 

j 1. Am 31. Dezember jeden Jahres erstellen die Mit- 
| gliedstaaten eine jährliche Liste der in ihrem 
| Hoheitsgebiet festgestellten Verstöße gegen die 
I Vorschriften dieser Verordnung und unterbreiten sie 
| vor dem 30. Juni des darauffolgenden Jahres der 
Kommission. Diese Liste gibt für jeden Artikel die 
Zahl der Verstöße nach Güter- und Personenverkehr 
getrennt an. 

2. Nach Erhalt der Mitteilungen der Mitglied- 
Staaten legt die Kommission dem Rat innerhalb 
einer Frist von 3 Monaten einen Gesamtbericht vor. 


Artikel 18 

1. Nach Anhörung der Kommission und vor dem 
31. Dezember 1968 legen die Mitgliedstaaten die ge- 
eigneten Strafmaßnahmen fest, die gegen Verkehrs- 
unternehmer, Fahrpersonal und alle anderen Per- 
sonen, die gegen die durch diese Verordnung auf- 
erlegten Verpflichtungen verstoßen haben, zur An- 
wendung kommen. 

2. Die Kommission richtet an die Mitgliedstaaten 
geeignete Empfehlungen im Hinblick auf die Har- 
monisierung der bei Verstößen gegen die Bestim- 
mungen dieser Verordnung zur Anwendung kom- 
menden Strafmaßnahmen. 
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ABSCHNITT VIII 
Schlußbestimmungen 

Artikel 19 

1. Die Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

2. Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1968 in 
Kraft. 
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Begründung 


Allgemeine Erwägungen 

1. Diese Verordnung ergeht in Durchführung der 
Entscheidung des Rats gemäß Artikel 75 des Ver- 
trages vom 13. Mai 1965 über die Harmonisierung 
bestimmter Vorschriften, die den Wettbewerb im 
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr be- 
einflussen, insbesondere des Abschnittes III (Arti- 
kel 10 bis 13), der die Sozialvorschriiten betrifft. 

2. Die vorgenannte Entscheidung des Rats sieht 
in Artikel 10 vor, daß ab 1. Januar 1966 innerhalb 
eines jeden Verkehrsträgers die Vorschriften über 
die Arbeitsbedingungen auf dem Wege des Fort- 
schritts angeglichen werden, und daß diese Anglei- 
chung durch die Angleichung der Vorschriften über 
die Arbeitsbedingungen zwischen den drei Ver- 
kehrsträgern zu ergänzen ist. Artikel 11 der Ent- 
scheidung bestimmt, daß ab 1. Januar 1967 die Vor- 
schriften über die Zusammensetzung des Fahrperso- 
nals im Bereich eines jeden Verkehrsträgers nach 
gemeinschaftlichen Normen vereinheitlicht werden, 
und daß diese Vereinheitlichung spätestens am 
31. Dezember 1968 abgeschlossen sein muß. Nach 
Artikel 12 sind ab 1. Januar 1967 Maßnahmen zur 
Harmonisierung der Vorschriften über die Arbeits- 
und Ruhezeit im Bereich eines jeden Verkehrs- 
trägers sowie zur Harmonisierung der Überstunden- 
regelungen einzuleiten; diese Ilarmonisierungsmaß- 
nahmen müssen bis zum 31. Dezember 1968 abge- 
schlossen sein. Artikel 13 schließlich bestimmt, daß 
für den Straßenverkehr ab 1. Januar 1967 und für 
die Binnenschiffahrt ab 1. Juli 1967 ein Heft einge- 
führt wird, das im Einzelfall die Überwachung der 
Einhaltung der Arbeitszeitvorschriften ermöglicht. 

3. Wenn auch die in Durchführung der obenge- 
nannten Entscheidung zu erlassenden Sozialvor- 
schriften im wesentlichen Wettbewerbsproblcme 
regeln sollen, so ist es doch unerläßlich, bei ihrer 
Abfassung die Erfordernisse der Verkehrssicherheit 
zu berücksichtigen. Der Rat hat im übrigen auf die 
große Bedeutung hingewiesen, die er der Verkehrs- 
sicherheit beimißt. 

4. Die mit der Entwicklung des Gemeinsamen Mark- 
tes ständig zunehmende Verkehrsverflechtung recht- 
fertigt es, daß sich die ersten Durchführungsmaß- 
nahmen der obenerwähnten Entscheidung des Rats 
auf den Straßenverkehr erstrecken, insbesondere 
deshalb, weil die durch diese Verflechtung entste- 
henden Probleme in diesem Bereich besonders dring- 
lich sind. 

5. Zur Vorbereitung der Durchführungsmaßnahmen 
hat die Kommission die Regierungssachverständigen 
und die Vertreter der Sozialpartner angehört. Diese 
Konsultation fand aufgrund eines Arbeitsdoku- 
ments statt, in dem die zu harmonisierenden Sach- 
gebiete und die Grundausrichtungen dargelegt wa- 
ren. Sowohl die Regierungssachverständigen als 


auch die Vertreter der Sozialpartner haben sich für 
den Ausschluß einer Reihe von Fragen aus dieser 
ersten Verordnung ausgesprochen, die ihrer Ansicht 
nach größere Schwierigkeiten bei der Harmonisie- 
rung bereiten. Diese erste Verordnung beschränkt 
sich daher auf die Zusammensetzung des Fahrperso- 
nals (Mindestalter, körperliche und berufliche Eig- 
nung, Anzahl der Mitglieder des Fahrpersonals), die 
Anrechnung der Auslagen für die Rückkehr zum 
Wohnort, die Lenkungszeiten, die tägliche Ruhezeit, 
die Kontrolle und die Strafen. Nicht aufgenommen 
in diese Verordnung wurden die Schichtzeit (Ampli- 
tude), die Arbeitszeit, die wöchentliche Ruhezeit, die 
Feiertage und der bezahlte Urlaub sowie die Über- 
stundenregelung, die in späteren Vorschriften ge- 
regelt werden. 


Besondere Erwägungen 

Artikel 1 

Um zu Definitionen zu gelangen, die den Berufs- 
kreison bekannt sind und von diesen anerkannt 
werden, sind größtenteils die Definitionen der Ter- 
minologie des Europäischen Abkommens über die 
Arbeit des Fahrpersonals im grenzüberschreitenden 
Straßenverkehr vom 19. Januar 1962 (AETR) und 
dos Übereinkommens über den Straßenverkehr vom 
19. September 1949 mit geringen, durch die Beson- 
derheiten der Verordnung erforderlich gewordenen 
Änderungen übernommen worden. Flingegen wur- 
den bestimmte andere Definitionen speziell entspre- 
chend den Bedürfnissen der Verordnung erstellt. 

Artikel 2 

Der Anwendungsbereich wurde entsprechend den 
Erfordernissen der Harmonisierung der Wettbe- 
werbsbedingungen festgelegt. 

In der Entscheidung des Rats vom 13. Mai 1965 
wird festgestellt, daß diese Erfordernisse sowohl 
im nationalen wie im internationalen Verkehr be- 
stehen. Dies gilt in gleicher Weise für den Werk- 
verkehr wie auch für den gewerblichen Verkehr wie 
im übrigen ebenso für die Fahrer wie für die Bei- 
fahrer oder Schaffner. 

Aus Gründen des Wettbewerbs und der Verkehrs- 
sicherheit sowie aus sozialen Gründen ist es zweck- 
mäßig, diese Verordnung ebenso auf das Fahrperso- 
nal von Fahrzeugen, die in den Mitgliedstaaten zu- 
gelassen sind, wie auch auf in Drittländern zugelas- 
sene Fahrzeuge anzuwenden, sofern sie Beförderun- 
gen auf dem Gebiet der Gemeinschaften durch- 
führen. 
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Artikel 3 

Es ist unmöglich, die Verordnung ohne weiteres 
auf das Fahrpersonal von in einem Drittland zuge- j 
lassenen Fahrzeugen, mit denen Beförderungen im ! 
grenzüberschreitenden Verkehr in beiden Richtun- 
gen zwischen der Gemeinschaft und einem Dritt- 
land durchgeführt werden, für die auf dem Gebiet 
dieses Drittlandes zurückgelegte Beförderungsteil- 
strecke anzuwenden. Um Wettbewerbsverzerrungen 
zu vermeiden, erscheint es andererseits unzweck- 
mäßig, die Verordnung auf das Fahrpersonal von in 
den Mitgliedstaaten zugelassenen Fahrzeugen für 
die fraglichen Beförderungsstrecken anzuwenden, 
sofern eine Anwendung der Verordnung auf die in 
einem Drittland zugelassenen Fahrzeuge nicht ge- 
währleistet ist. Aus Gründen des Wettbewerbs wie 
auch um die Verkehrssicherheit und die Erfüllung 
unerläßlicher sozialer Mindesterfordernisse zu ge- 
währleisten, ist jedoch eine Anwendung der Ver- 
ordnung in beiden Fällen wünschenswert. Zu diesem 
Zweck empfiehlt es sich also, mit den Drittländern 
Verhandlungen aufzunehmen. 

Artikel 4 

Es wurden Ausnahmen vorgesehen. Sie betreffen; 

— Fahrzeuge, die zur Personenbeförderung dienen 
und außer dem Sitz des Fahrers weniger als 
9 Sitzplätze haben, sowie zur Güterbeförderung 
eingesetzte Fahrzeuge, deren höchstzulässiges 
Gesamtgewicht 3,5 Tonnen nicht übersteigt, und 
zwar wegen ihrer verhältnismäßig beschränkten 
Bedeutung im Rahmen des gesamten Verkehrs- 
marktes; 

— die Personenbeförderung im Kurzstrecken-Linien- 
verkehr, vor allem Beförderungen im Stadtver- 
kehr, wegen des ganz besonderen Charakters, 
den sie durch die besonderen Bedingungen ihre 
Durchführung haben, Bedingungen, die die Aus- 
arbeitung einer Sonderregelung erfordern, wel- 
che die Kommission dem Rat später vorzuschla- 
gen gedenkt; 

— Dienstfahrzeuge der Polizei, der Gendarmerie, 
der Streitkräfte, der Feuerwehr sowie der Was- 
ser-, Gas- und Elektrizitätswerke, der Straßen- 
bauämter, des Telegraphen- und Fernsprechdien- 
stes, der Rundfunk- und Fernsehanstalten im 
Hinblick auf die Erfordernisse sozialer Art, der 
öffentlichen Sicherheit und Volksgesundheit, 
denen diese Beförderungen unterliegen und auf- 
grund deren ihnen besondere Dringlichkeit und 
Vorrang zuzuerkennen sind; 

’*&* Fahrzeuge zur Beförderung von Kranken und 
Verletzten oder auch für Rettungstransporte, da 
ihr Einsatz ausschließlich humanitären Zwecken 
dient; 

— Zugmaschinen, deren zulässige Höchstgeschwin- 
digkeit 30 km/h nicht übersteigt, da sie nicht 
dazu bestimmt sind, Straßenbeförderungen von 
wesentlicher Bedeutung auszuführen. 

Artikel 5 

Auf dem Gebiet des Wettbewerbs können Unter- 
schiede in der Frage des Mindestalters zu erheb- 


lichen Differenzen im Bereich der Kosten für Ar- 
beitskräfte und infolgedessen bei den Gestehungs- 
kosten der Beförderungsleistungen führen. Anderer- 
seits ist es aus sozialen Gründen und aus Gründen 
der Verkehrssicherheit ebenfalls geboten, auf Ge- 
meinschaftsebene ein Mindestalter festzusetzen. In 
diesem Punkt jedoch unterscheiden sich zur Zeit die 
in den Mitgliedstaaten geltenden Vorschriften er- 
heblich voneinander. Diese Unterschiede müssen da- 
her beseitigt werden. 

Im Güterverkehr variieren die zur Zeit geltenden 
Vorschriften zwischen 18 Jahren als allgemeines 
Mindestalter bis zu 21 Jahren als Mindestalter für 
Fahrzeuge mit einem höchstzulässigen Gesamtge- 
wicht von mehr als 3,5 t. Die Verordnung bringt eine 
elastische Formel, die ein grundsätzliches Mindest- 
alter von 18 Jahren für Fahrzeuge mit einem höchst- 
zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als 7,5 t 
vorsieht. Um einen Anreiz für eine bessere Berufs- 
ausbildung der im Straßenverkehr tätigen Fahrer 
zu geben, wird die obenerwähnte Grenze auf 15 t bei 
Fahrern erhöht, die im Besitz eines Befähigungs- 
nachweises sind. Außerdem berechtigt der Befähi- 
gungsnachweis zum Führen jedes Fahrzeuges, das 
mit zwei Fahrern besetzt ist, wovon der eine das 
21. Lebensjahr vollendet hat. In allen anderen Fällen 
wird das Mindestalter auf 21 Jahre festgesetzt. Die 
Erleichterung zugunsten der Fahrer mit Befähigungs- 
nachweis macht ein Mindestmaß von Harmonisie- 
rung der Programme der von diesen Fahrern be- 
suchten Berufsausbildungslehrgänge erforderlich. 
Aus diesen Gründen ist vorgesehen, daß der Rat 
später auf Vorschlag der Kommission ein Mindest- 
programm festlegt. 

Im Personenverkehr legen die gegenwärtigen Be- 
stimmungen ein Mindestalter fest, das zwischen 21 
und 23 Jahren schwankt; die Norm von 23 Jahren 
besteht jedoch nur in einem Mitgliedstaat. Auf die- 
sem Gebiet sieht die Verordnung ein einheitliches 
Mindestalter von 21 Jahren vor. 

Für die Mitglieder des Fahrpersonals, die nicht Fah- 
rer sind, muß ebenfalls ein Mindestalter festgelegt 
werden. Es handelt sich hier um Beifahrer und 
Schaffner. Für diese beiden Gruppen wie für die 
Fahrer besteht zwischen dem Problem des Mindest- 
alters einerseits und den Transportkosten sowie den 
Erwägungen sozialer Art und den Überlegungen be- 
züglich der Verkehrssicherheit andererseits ein en- 
ger Zusammenhang. Die diesbezüglichen nationalen 
Vorschriften sind zur Zeit ebenfalls unterschiedlich. 
Im allgemeinen sind nach diesen Bestimmungen 
ziemlich niedrige Mindestalter zulässig, weil die be- 
treffenden Funktionen weniger Erfahrung und eine 
geringere berufliche Ausbildung als das Lenken 
eines Fahrzeuges erfordern. Aus diesem Grunde legt 
die Verordnung für diese Mitglieder des Fahrperso- 
nals ein Mindestalter fest, das etwa dem Durch- 
schnitt des in den nationalen Regelungen vorge- 
schriebenen Mindestalters entspricht. 

In den Mitgliedstaaten, in denen nach den geltenden 
Bestimmungen für bestimmte Beförderungsarten ein 
geringeres Mindestalter gilt, als in der vorliegenden 
Verordnung vorgesehen ist, wird für die Anpassung 
der Organisation der einzelnen Unternehmen eine 
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bestimmte Frist erforderlich sein. Außerdem könnte 
die Lage auf dem Arbeitsmarkt ebenfalls einen ge- 
wissen Einfluß auf den Rhythmus der effektiven 
Anwendung eines höheren Mindestalters ausüben. 
Aus diesen Gründen erscheint es zweckmäßig, an- 
gemessene Übergangsmaßnahmen vorzusehen. 

Artikel 6 

Der Fahrer eines Fahrzeugs muß im Besitz eines 
Führerscheins sein. In einigen Mitgliedstaaten wird 
als Voraussetzung für die Ausstellung dieses Füh- 
rerscheins eine bestimmte berufliche Ausbildung 
verlangt, in anderen hingegen genügt eine einfache 
praktische Prüfung. In manchen wiederum ist neben 
der praktischen noch eine psycho-technische Prüfung 
abzulegen. Alle diese Unterschiede führen zu einer 
Gefährdung der Verkehrssicherheit. Außerdem er- 
gibt sich bereits heute daraus ein Hindernis für die 
Freizügigkeit der Fahrer. 

In den meisten Fällen wird die Ausstellung oder die 
Verlängerung des Führerscheins vom Ergebnis einer 
ärztlichen Untersuchung abhängig gemacht. Die zeit- 
liche Aufeinanderfolge und die Einzelheiten dieser 
Untersuchung sind von Land zu Land sehr unter- 
schiedlich. 

Da einerseits die ärztliche Untersuchung in unmittel- 
barem Zusammenhang mit der Ausstellung oder 
Verlängerung des Führerscheins steht und da ande- 
rerseits auf diesem Gebiet von Land zu Land große 
Unterschiede bestehen und diese Unterschiede er- 
hebliche Auswirkungen auf den Wettbewerb und 
die Verkehrssicherheit haben, beabsichtigt die Kom- 
mission, dem Rat später einen Vorschlag zu unter- 
breiten, in dem die für die Erlangung des Führer- 
scheins zu erfüllenden Bedingungen sowie die Ein- 
zelheiten und die Zeitabstände der ärztlichen Unter- 
suchung festgelegt werden. 

Die ärztliche Untersuchung für die Fahrer kann da- 
zu führen, einen Fahrer als unfähig zum Lenken 
eines Fahrzeugs zu erklären und ihm die Ausübung 
seines Berufes zu untersagen. Aus sozialen Gründen 
ist es unerläßlich, diesem Fahrer weiterhin die Be- 
streitung der Kosten seines Lebensunterhaltes zu er- 
möglichen und den Mitgliedstaaten eine diesbezüg- 
liche Verpflichtung aufzuerlegen. 

Artikel 7 

In mehreren Mitgliedstaaten gibt es Bestimmungen, 
die bei Fahrzeugen mit bestimmten technischen 
Merkmalen vorschreiben, daß das Fahrpersonal aus 
zwei Fahrern oder einem Fahrer und einem Beifah- 
rer bestehen muß, oder die eine Verlängerung des 
Arbeitstages zulassen, wenn das Fahrzeug mit zwei 
Fahrern besetzt und mit einer Schlafkabine ausge- 
stattet ist, in der sich der nichtlenkende Fahrer be- 
quem ausstrecken kann. Außerdem besteht seit 1962 
der in den besonderen Erwägungen zu Artikel 1 er- 
wähnte Entwurf des AETR, an dessen Ausarbei- 
tung die Mitgliedstaaten mitgewirkt haben, auch 
wenn es von ihnen nicht ratifiziert wurde. Dieses 
Abkommen sieht für Fahrzeuge mit bestimmten 
technischen Merkmalen vor, daß das Fahrpersonal 


aus einem Fahrer und einem Beifahrer oder aus zwei 
Fahrern bestehen muß. Bestimmte Kriterien dieser 
Verordnung sind mit einer geringfügigen Änderung 
in Artikel 7 Absatz 1 (Erhöhung des höchstzulässi- 
gen Gesamtgewichtes für Anhänger von 2,5 auf 5 t) 
aus dem AETR übernommen worden. Bei der Fest- 
legung des in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c) ent- 
haltenen Kriteriums wurde davon ausgegangen, daß 
den sozialen und den Erfordernissen der Verkehrs- 
sicherheit Genüge getan werden könne, indem eine 
doppelte Besetzung lediglich ab 20 t höchstzulässi- 
gen Gesamtgewichts vorgeschrieben wird. 

Gründe der Verkehrssicherheit und sozialer Art, die 
für eine doppelte Besetzung sprechen, gelten unab- 
hängig davon, ob der Lastzug einen Sattelanhänger 
oder einen Anhänger umfaßt. 

Um sowohl den wirtschaftlichen Auswirkungen für 
die Verkehrsunternehmer als auch der Arbeits- 
marktlage Rechnung zu tragen, wurden die Beförde- 
rungen über eine Tagesstrecke bis einschließlich 
300 km ausgeschlossen; im übrigen kommen die 
sozialen Faktoren, die für eine doppelte Besetzung 
sprechen, vor allem auf größere Entfernung zur Wir- 
kung. Diese Strecke wird für eine zweijährige 
Übergangszeit auf 400 km festgesetzt. 

| Artikel 8 

| In bestimmten Mitgliedstaaten sind in Tarifverträ- 
gen Bestimmungen über die Anrechnung der Aus- 
lagen während des Aufenthaltes an Ort und Stelle 
und lür die Rückkehr zum Wohnort enthalten. In 
anderen Mitgliedstaaten wird diese Frage dagegen 
mehr im Rahmen der allgemeinen rechtlichen Rege- 
lungen behandelt. Die praktische Anwendung weicht 
von Land zu Land voneinander ab, da die Tarifver- 
träge nicht koordiniert sind und die Rechtsprechung 
auf diesem Gebiet unterschiedlich ist. Außerdem 
regelt das AETR ausdrücklich diesen Punkt. Es emp- 
fiehlt sich daher, eine diesbezügliche Gemeinschafts- 
bestimmung vorzusehen. 

Artikel 9 

Die für die ununterbrochene Lenkungszeit vorge- 
schriebenen Normen sind von einem Mitgliedstaat 
zum anderen sehr unterschiedlich und bewirken eine 
tatsächliche Wettbewerbs Verzerrung. 

Zur Unterbrechung der Lenkungszeit muß festge- 
stellt werden, daß diese Unterbrechung in den mei- 
sten Mitgliedstaaten nicht als Ruhezeit gilt. Die ein- 
fache Unterbrechung der Lenkungszeit kann im In- 
teresse der Verkehrssicherheit nicht genügen, um es 
den Fahrern zu ermöglichen, die erforderlichen 
Kräfte zur Fortsetzung der Lenkung wiederzuer- 
langen. 

Artikel 10 

Bei der täglichen Lenkungszeit ist die Sicherheit der 
Fahrgäste ein zusätzlicher Faktor, dem Rechnung 
getragen werden muß. Deshalb wurde für den Per- 
sonenverkehr, entsprechend der größeren Verant- 
wortung der Omnibusfahrer, eine niedrigere Grenze 
festgelegt. 
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Es genügt aber nicht, die tägliche Lenkungszeit für 
den Güterverkehr auf neun Stunden und für den 
Personenverkehr auf acht Stunden zu beschränken. 
Es müssen auch wöchentliche und zweiwöchentliche 
Grenzen festgesetzt werden, um sicherzustellen, daß 
das Personal genügend Zeit zu der notwendigen 
Ruhe findet. 

Artikel 11 

Im Rahmen der Angleichung der Vorschriften über 
die Arbeitszeit sind die Vorschriften über die täg- 
liche Ruhezeit aufgrund der Beschränkung lind der 
Aufteilung der Arbeitszeit und deshalb auch der 
vorgeschriebenen Lenkungszeiten, die sich daraus 
ergeben, besonders wichtig. Da sich eine Organisa- 
tion der Arbeit im Straßenverkehr bestimmten 
wirtschaftlichen Anforderungen anpassen muß, die 
sich nicht in einen starren Rahmen pressen lassen, 
ist eine gewisse Beweglichkeit unerläßlich. Daher 
läßt die Verordnung Abweichungen in Form einer 
Verminderung der täglichen Ruhezeit zweimal in 
einer Woche zu. 

Besteht das Fahrpersonal nur aus einem Fahrer, 
so sind die besonderen Erfordernisse der sogenann- 
ten unterbrochenen Dienstleistungen im Personen- 
verkehr in der Weise zu berücksichtigen, daß man 
eine größere Beweglichkeit vorsieht. Es handelt sich 
um bestimmte Personenbeförderungen, die durch 
eine ziemlich lange, unvermeidliche und vorher fest- 
gelegte Arbeitsunterbrechung gekennzeichnet sind, 
wie z. B. die Beförderung von Arbeitern zwischen 
ihrem Wohn- und Arbeitsort, den Linienpersonen- 
verkehr in Gebieten mit geringer Verkehrsdichte, 
der beispielsweise nur eine Fahrt in die Stadt mor- 
gens und eine Heimfahrt auf das Land abends 
vorsieht, und schließlich die eintägigen Ausflugs- 
fahrten. 

Damit jedoch eine zu leichte Inanspruchnahme der in 
den vorhergehenden Absätzen behandelten Abwei- 
chungen auf dem Gebiet der täglichen Ruhezeit 
vermieden wird, ist sämtlichen Fahrern zu gewähr- 
leisten, daß in einem bestimmten Zeitraum — im 
vorliegenden Fall vier Wochen — eine durchschnitt- 
liche tägliche Ruhezeit eingehalten wird, die der 
grundsätzlich festgelegten Ruhezeit (11 Stunden) ent- 
spricht. 

Außerdem ist zu unterscheiden zwischen Fahrper- 
sonal mit zwei Fahrern und dem übrigen Fahr- 
personal. Die Anwesenheit von zwei Fahrern er- 
möglicht Ablösungen, die eine größere Beweglich- 
keit in der Organisation der täglichen Ruhezeit 
zulassen. Wenn bei zwei Fahrern eine Schlafkabine 
im Fahrzeug vorhanden ist, kann diese Beweglich- 
keit noch größer sein. Außerdem müssen die Um- 
stände für die tägliche Ruhezeit so sein, daß sie 
eine tatsächliche Erholung ermöglichen, d. h. außer- 
halb des Fahrzeugs oder in einer Schlafkabine im 
stillstehenden Fahrzeug. 

Artikel 12 

Jede Regelung der Lenkungs- und Ruhezeit muß 
nicht nur ein Minimum an Beweglichkeit aufwei- 
sen, sondern auch angemessene Abweichungen für 


' Fälle höherer Gewalt oder für unvorhergesehene 
i Fälle während der Fahrt vorsehen. Die Umstände 
für diese Abweichungen stellen zwangsläufig be- 
| sondere Aspekte für den Straßenverkehr dar. Um 
die Gefahr zu bannen, daß die zugelassenen Aus- 
1 nahmen benutzt werden, um sich der Regelung zu 
i entziehen, muß zweckmäßigerweise die Verpflich- 
| tung vorgesehen werden, die Überschreitungen in 
| einer angemessenen Frist auszugleichen. 

Artikel 13 

Die Mitgliedstaaten müssen die Möglichkeit haben, 
unverzüglich diejenigen Maßnahmen zu treffen, die 
erforderlich sind, um bestimmte Notstände oder 
Gefahren für den reibungslosen Ablauf der Dienst- 
leistungen zum Wohle der Allgemeinheit zu be- 
| heben. Das gilt beispielsweise für den Fall von 
! Erdbeben, vulkanischen Ausbrüchen, Uberschwem- 
| mungen, Feuersbrünsten, Krankheitsepidemien und 
! unvorhergesehene Situationen, bei denen die Ver- 
sorgung und die Sicherheit der Bevölkerung ge- 
fährdet wird. Es ist jedoch erforderlich, daß die 
Kommission und der Rat die Möglichkeit haben, 
gegen einen mißbräuchlichen Rückgriff auf diese 
Bestimmungen Maßnahmen zu ergreifen. Daher ist 
es zweckmäßig, für den Fall, daß die Geltungs- 
dauer der abweichenden Maßnahmen der Mitglied- 
staaten eine bestimmte Frist überschreitet, eine Kon- 
trolle vorzusehen. 

j Artikel 14 

I Zur Überwachung der Einhaltung der Verpflichtun- 
gen im Hinblick auf die in dieser Verordnung fest- 
gesetzte Lenkungs- und Ruhezeit ist eine wirksame 
Kontrolle erforderlich. Zu diesem Zweck werden in 
einigen Mitgliedstaaten derzeitig insbesondere das 
persönliche Kontrollbuch und der Fahrtenschreiber 
und im Personenlinienverkehr der Arbeitszeitplan 
und das Arbeitsverzeichnis verwendet. In anderen 
Mitgliedstaaten ist eine Kontrolle praktisch unbe- 
kannt. Hier ist durch Festlegung von Gemeinschafts- 
bestimmungen Abhilfe zu schaffen. 

Das in der Verordnung vorgesehene persönliche 
Kontrollbuch gleicht, abgesehen von einigen für 
diese Verordnung erforderlichen redaktionellen 
Änderungen, demjenigen des AETR. 

Es muß noch darauf hingewiesen werden, daß die 
Eintragungen in das persönliche Kontrollbuch oder 
die Aufzeichnungen des Fahrtenschreibers sich nicht 
auf die Lenkungszeiten, die tägliche Ruhezeit und 
die eigentlichen Pausen beschränken, sondern darü- 
ber hinaus sich auf zahlreiche Arbeitszeiten sowie 
auf bestimmte andere Zeiten erstrecken, deren Har- 
monisierung in der Verordnung selbst nicht gere- 
gelt wird. Diese Zeiten sind aber in dem vom AETR 
vorgesehenen und auf internationaler Ebene auf- 
gestellten persönlichen Kontrollbuch aufgeführt, das 
ohne grundsätzliche Änderung angenommen wer- 
den sollte. Es besteht im übrigen kein Zweifel 
darüber, daß recht bald eine zweite Verordnung 
über diese Zeiten erlassen werden muß. 


12 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/860 


Sowohl die Regierungssachverständigen als auch 
die Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter haben 
eine Harmonisierung in zwei Stufen befürwortet. Es 
ist nicht zweckmäßig, jetzt ein Kontrollbuch mit be- 
grenzter Reichweite vorzuschreiben, um es kurz 
darauf, d. h. bei Inkrafttreten der zweiten Verord- 
nung, zu ändern. 

Artikel 15 

Ein persönliches Kontrollbuch für den Linienverkehr 
erweist sich angesichts der Art dieses Dienstes als 
eine zu große Belastung und für die Leitung und 
das Personal dieser Unternehmen als unnütz. Es 
genügt, die Arbeits- und Ruhezeiten in die in den 
Unternehmen öffentlich ausliegenden Register 
einzutragen. Die Verordnung fordert die Führung 
eines solchen Registers. Im übrigen ergeben sich 
diese Zeiten mittelbar aus den Zeitplänen. Als Kon- 
trollmittel genügen daher diese beiden Dokumente. 

Artikel 16 

Bei den Beratungen während der Vorarbeiten haben 
sämtliche Regierungssachverständige und Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmervertreter ein wirksames 
Kontrollmittel befürwortet. Hinsichtlich der Wirk- 
samkeit hat nun ein mechanisches Kontrollmittel, 
der Fahrtenschreiber, gegenüber dem persönlichen 
Kontrollbuch unstreitig den Vorteil, daß er die Mög- 
lichkeiten der Täuschung über bestimmte wesent- 
liche Zeiten, insbesondere Lenkungszeiten, erheblich 
einschränkt. Außerdem haben einige Unternehmer, 
insbesondere in Ländern, in denen der Fahrten- 
schreiber nicht zwingend vorgeschrieben ist, von 
sich aus an ihren Fahrzeugen einen Fahrtenschrei- 
ber angebracht, weil er einen rationelleren Einsatz 
des Fahrzeugs ermöglicht (Geschwindigkeitskon- 
trolle und Kontrolle der Lenkungszeiten). Zur Zeit 
ermöglicht der Fahrtenschreiber jedoch dann, wenn 
das Fahrpersonal aus zwei Fahrern besteht, keine 
persönliche Kontrolle, was insbesondere dann gilt, 
wenn einer von beiden das Fahrzeug wechselt. Er 


gestattet auch nicht die Eintragung sämtlicher 
Arbeitszeitelemente, deren Harmonisierung in der 
Entscheidung des Rats vom 13. Mai 1965 beschlos- 
sen wurde. Da sich die Regierungssachverständigen 
und die Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter 
fast einmütig gegen die gleichzeitige Verwendung 
zweier Kontrollmittel — d. h. des persönlichen Kon- 
trollbuches und des Fahrtenschreibers — ausge- 
sprochen haben, scheint es zweckmäßiger zu sein, 
zunächst gemeinsam mit den Regierungssachver- 
ständigen, den Vertretern der Sozialpartner und den 
Herstellern die technischen Merkmale für den Fahr- 
tenschreiber festzulegen. Die Einführung des Fahr- 
tenschreibers, dessen Verwendung zur Pflicht ge- 
macht wird, soll nach und nach in mehreren Jahren 
erfolgen. Der Fahrtenschreiber soll an die Stelle des 
persönlichen Kontrollbuches treten. 

Artikel 17 

Die Kommission muß regelmäßig informiert werden 
über die tatsächliche Anwendung jeder einzelnen 
Bestimmung dieser Verordnung. Um nun eine ge- 
naue, vollständige und einheitliche Information für 
alle Mitgliedstaaten zu garantieren, erscheint es 
angebracht, daß die Mitgliedstaaten jährlich 
Berichte erstellen, in denen sie — getrennt für 
Güter- und Personenverkehr — für jeden Artikel 
der vorliegenden Verordnung die Zahl der vorge- 
kommenen Verstöße angeben. Die Kommission 
ihrerseits wird dem Rat einen Bericht darüber vor- 
legen. 

Artikel 18 

Um die Einhaltung der Bestimmungen dieser Ver- 
ordnung zu gewährleisten, sind Kontrollen und 
Strafen vorzusehen. Mit diesen Kontrollen und der 
Festsetzung von Strafen im Falle eines Verstoßes 
sind die Mitgliedstaaten zu betrauen. Um möglichst 
angemessene Strafen und deren Harmonisierung zu 
gewährleisten, ist die Kommission vor der Fest- 
setzung der Strafen zu hören. 


13 



Drucksache V/860 


Deutscher Bundestag — ■ 5. Wahlperiode 


Anlage 


Persönliches Kontrollbuch 

(zu Artikel 14 der Verordnung) 


Muster des persönlichen Kontrollbuches 


Gebrauchsanweisung 


Hinweise im Buch auf die innerstaatlichen 

Vorschriften 

1. Es ist wünschenswert, daß das persönliche Kon- 
trollbuch einen Hinweis auf die wichtigsten Vor- 
schriften für das Fahrpersonal enthält. 

Numerierung und Verteilung des Buches 

2. Das Kontrollbuch ist durch Lochen oder Aufdruck 
zu numerieren. 

3. Die Vertragsparteien treffen geeignete Maßnah- 
men, um zu verhindern, daß ein Fahrzeugführer 
(oder Beifahrer) gleichzeitig zwei Kontrollbücher 
verwendet. 

Format des Buches 

4. Das Format des persönlichen Kontrollbuches muß 
der Norm A 6 (105 X 148 mm) entsprechen. 

Unterzeichnung des Buches 

5. Das Tageskontrollblatt und der Wochenbericht 
müssen vom Fahrzeugführer (oder Beifahrer) 
unterschrieben sein, der Wochenbericht auch vom 
Arbeitgeber. 

Inhalt des individuellen Kontrollbuches 

6. Vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes 7 
hat das persönliche Kontrollbuch beiliegendem 
Muster zu entsprechen. Dieses enthält: 


a) ein Deckblatt 

b) Anweisungen für das Führen des persön- 
lichen Kontrollbuches 

c) ein Tageskontrollblatt 

d) das Muster eines ausgefüllten Tageskontroll- 
blatts 

e) einen Wochenbericht. 

7. Jeder Mitgliedstaat kann für die in seinem Ho- 
heitsgebiet ausgegebenen Kontrollbücher vor- 
schreiben: 

a) zusätzliche Personalangaben auf dem Deck- 
blatt; 

b) zwei Spalten im Diagramm des Tageskon- 
trollblatts, die eine für die Zeit von Mitter- 
nacht bis 12 Uhr und die andere für die Zeit 
von 12 Uhr bis Mitternacht; 

c) die Vorlage des Wochenberichts nach dem 
Muster des Tageskontrollblatts; 

d) zusätzliche Rubriken im Kontrollbuch, vor- 
ausgesetzt, daß die allgemeine Anordnung 
des Kontrollbuches beibehalten und die Nume- 
rierung der Rubriken des Musters unverän- 
dert bleibt; 

e) Änderungen betreffend die in Rubrik 15 der 
Anweisungen für die Führung des Kontroll- 
buches aufgeführten Stunden für Bereitschafts- 
zeit, die auf Grund der innerstaatlichen Rege- 
lung angezeigt sind; diese Bestimmungen 
sind in Artikel 20 1 b enthalten. 
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Anweisungen für die Führung des persönlichen Kontrollbuches 


1. Dieses Kontrollbuch ist in Übereinstimmung mit 


(Angabe der einschlägigen Gesetzgebung) 
ausgegeben worden. 


Hinweise für den Arbeitgeber 

2. übergeben Sie ein Kontrollbuch nach Ausfüllen der Spalten V und VI des 
Deckblattes jedem von Ihnen beschäftigten und entsprechend seiner Tätigkeit 
zum Führen eines solchen Buches verpflichteten Fahrzeugführer und Bei- 
fahrer. 

3. Führen Sie ein Verzeichnis, aus dem die Namen der Buchempfänger, die 
Buchnummern und die Ausgabedaten ersichtlich sind. 

4. Geben Sie dem Inhaber des Kontrollbuches die erforderlichen Anweisungen 
für die richtige Führung des Buches. 

5. Prüfen Sie die Tageskontrollblätter und unterzeichnen Sie den Wochen- 
bericht. 

6. Ziehen Sie die ausgebrauchten Kontrollbücher ein und halten Sie sie für die 
Dauer von mindestens 12 Monaten den Aufsichtsbehörden zur Verfügung. 


Hinweise für den Fahrzeugführer oder Beifahrer 

7. Dieses Kontrollbuch gilt nur für Sie. Sie haben es während des Dienstes mit- 
zuführen und den Aufsichtsbehörden auf Verlangen vorzulegen. 

8. Legen Sie es dem Arbeitgeber vor, der es zu prüfen und die Wochenberichte 
zu unterzeichnen hat. 

9. übergeben Sie das Buch, sobald es abgeschlossen ist, Ihrem Arbeitgeber und 
bewahren Sie die Durchschriften der Wochenberichte auf. 


Deckblatt 

10. Prüfen Sie, ob Ihr Name, Ihr Geburtsdatum und Ihre Anschrift eingetragen 
sind (Spalte V). 

11. Tragen Sie das Datum ein, an dem Sie das Buch erstmalig verwenden 
(Spalte III). 

12. Tragen Sie das Datum ein, an dem Sie das Buch abgeschlossen haben 
(Spalte IV). 


T ageskontrollblatt 

13. Füllen Sie für jeden Tag, an dem Sie im Straßenverkehr beschäftigt waren, 
ein Tageskontrollblatt aus. 

14. Tragen Sie in Spalte 2 das amtliche Kennzeichen jedes im Laufe des Tages 
von Ihnen benützten Fahrzeuges ein. 

15. Die verwendeten Zeichen haben folgende Bedeutung: 


1 1 

tägliche Ruhezeit 


sonstige Arbeitszeiten 

fr 


7 




Ruhepausen j 

Z 


Bereitschaftszeiten 

f 

Lenkzeiten 
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16. Tragen Sie Ihre Ruhezeiten (Zeichen 4) und Pausen (Zeichen 5) sowie die 
Zeiten ein, in denen Sie mit Verrichtungen entsprechend den Zeichen der 
Spalten 6, 7 und 8 beschäftigt sind. Ziehen Sie zu diesem Zweck unter den 
betreffenden Stunden in Höhe der entsprechenden Zeichen einen Querstrich. 
Auf diese Weise wird ein Strich unter jeder der 24 Stunden des Tages, ange- 
bracht (siehe Muster vorn im Buch). 

17. Die Eintragungen sind bei Beginn und am Ende der entsprechenden Zeit- 
räume vorzunehmen. 

18. Das Feld 11 (Bemerkungen) kann verwendet werden, um z. B. Erklärungen 
für eine etwaige Überschreitung der Arbeitszeit oder Berichtigungen zu den 
Angaben in den darüberstehenden Spalten einzutragen. Auch der Arbeit- 
geber oder die Aufsichtsbehörden können ihre Bemerkungen darin eintragen. 

19. In Feld 12 ist die Stundenzahl der ununterbrochenen Ruhezeit vor Aufnahme 
des Dienstes (Freizeit) einzutragen. Beginnt diese Ruhezeit bereits am Vor- 
tage, so ist die Stundenzahl der gesamten Ruhezeit anzugeben, die am Ende 
des Vortages und am Anfang des Tages verbracht worden ist, für den das 
Kontrollbuch ausgefüllt wird. 

20. Unterzeichnen Sie das Tageskontrollblatt. 

Wochenbericht 

21. Dieser Bericht ist am Ende jedes Wochenzeitraumes anzufertigen, in dem ein 
oder mehrere Tageskontrollblätter ausgefüllt worden sind. Für die Tage, für 
die kein Tageskontrollblatt auszufüllen war, ist die Ziffer „0" in Spalte H 
einzutragen. Geben Sie den Grund an, z. B. „Ferien" oder „Urlaubstag". 

22. Übertragen Sie in die Spalten F, G, H und I die in den Feldern 12, 13 und 16 
der Tageskontrollblätter enthaltenen Zahlen. 

Allgemeine Bemerkungen 

23. Die Eintragungen im Kontrollbuch dürfen weder radiert noch durchgestrichen 
noch überschrieben werden; Fehler, auch Schreibfehler, sind in der Spalte 
„Bemerkungen" zu berichtigen (Spalte 11). 

24. Kein Blatt darf vernichtet werden. 

25. Die Eintragungen sind mit Tintenstift oder Kugelschreiber vorzunehmen. 
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Muster des persönlichen Kontrollbuches 


a) Deckblatt 

I. Persönliches Kontrollbuch für Fahrzeugführer und Beifahrer im Straßen- 
verkehr 

II. Staat 


III. Begonnen am 19. 

IV. Abgeschlossen am 19 


V. Familienname, Vorname, Geburtsdatum und Anschrift des Inhabers des 
Kontrollbuches: 


VI. Ausgegeben von (Name, Anschrift, Fernsprechnummer und gegebenenfalls 
Firmenstempel des Unternehmens): 


Buch-Nr. 
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b) Muster eines ausgefüllten Tageskontrollblattes 


2. Amtliches 
Kennzeichen 
des Fahrzeuges 


1. Tageskontrollblatt 3. Wochentag und Datum 

Nr 


0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 



9. Ort des Dienstantritts: 


10. Ort der Dienstbeendigung: 


11. Bemerkungen und Unterschrift: 


1 Ununterbrochene Ruhezeit vor Dienstaufnahme 


Stundenzahl 



16 

’ 3 ' r 

/o 


IVi 

“ 171 

z 

16. Total 



18 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/860 


e) Wochenbericht 

A. Familienname und Vorname des Fahrzeugführers oder Beifahrers 


B WOCHENBERICHT 


C. Vom bis einschließlich 19. 


D. 

Tage des 
Wochen- 
zeitraums 

E. 

Tages- 

kontrollblatt 

Nr. 

F. 

Tägliche 

Ruhezeit 

G. 

Lenkzeit 

H. 

Gesamtdauer 
der Arbeit 

I. 

Gesamtdauer 
der Bereit- 
schaftszeit 


















































J. Summe im Wochenzeitraum 


K. Bemerkungen: 


L. Datum der letzten wöchentlichen Ruhezeit: 

M. Unterschrift des Fahrzeugführers oder Beifahrers: 

N. Unterschrift des Arbeitgebers: 

Buchnummer: 
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